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BEKANNTMACHUNG DER TAGESORDNUNG 
 

Am Donnerstag, 12.12.2019, um 14:00 Uhr 
findet im Landratsamt Landshut, kleiner Sitzungssaal eine 

Sitzung des Kreisausschusses 
mit folgender Tagesordnung statt. 

 
1 Katastrophenschutz; 
 Beschaffung Einsatzleitwagen (ELW) für den Landkreis Landshut 
 

2 Landshuter Frauenhäuser; 
 Endabrechnungen für das Jahr 2018 und aktueller Sachstandsbericht 
 

3   Zuwendungsantrag Landshuter Interventionsstelle für das Haushaltsjahr 2019 
 

3 Zuschussangelegenheiten; 
4 Förderung der Musikschulen 2019 
 

 5   Aufwandsentschädigung für die Mitglieder des Wahlausschusses im Rahmen der 
Landkreiswahlen 2020 

 
(Nr. 1A vom 29.11.2019) 
 
 
 

Bekanntmachung 
über den Jahresabschluss des  

Landshuter Kommunalunternehmens für medizinische Versorgung – LAKUMED 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

für das Geschäftsjahr 2018 
 

Der Jahresabschluss des Landshuter Kommunalunternehmens für medizinische Versorgung für 
das Geschäftsjahr 2018 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit gemäß § 27 der 
Verordnung für Kommunalunternehmen (KUV) veröffentlicht. 
Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung vom 19.09.2019 den vom Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverband geprüften und testierten Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 2018 festgestellt 
und wie folgt beschlossen: 
 

1. Der vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband geprüfte Jahresabschluss des 
Landshuter Kommunalunternehmens für medizinische Versorgung zum 31. Dezember 2018 
wird gemäß § 27 KUV festgestellt. 
 

2. Dem Vorstand der LAKUMED wird Entlastung erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
An das Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische Versorgung 
 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische 
Versorgung, Landshut, - bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.  Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht des Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische 
Versorgung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht  der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhaus-Buchführungsverordnung und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunternehmens zum 
31.12.2018 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2018 und 
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 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
Art. 79 LKrO i.V. mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Kommunalunternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrates für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhausbuchführungsverordnung und 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Kommunalunternehmens zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
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Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 79 LKrO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Kommunalunternehmens abzugeben. 

 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass das Kommunalunternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunternehmens 
vermittelt. 

 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-
entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Kommunalunternehmens. 

 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
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von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
München, 02.08.2019 
Bayerischer Kommunaler 
Prüfungsverband 
Christian Baumann 
Wirtschaftsprüfer 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2018 des Landshuter Kommunalunternehmens für 
medizinische Versorgung (LAKUMED) werden im Landratsamt Landshut, Zimmer-Nr.  125 vom 
09.12.2019 bis einschließlich 17.12.2019 während der allgemeinen Geschäftszeiten öffentlich zur 
Einsichtnahme ausgelegt. 
 
Landshut, den 28.11.2019 
Thomas Waitl 
Kaufm. Leiter 
 
(LAKUMED vom 28.11.2019) 
 
 
 

Bekanntmachung 
über den Jahresabschluss des  

Kommunalunternehmens – Schlossreha Rottenburg 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

für das Geschäftsjahr 2018 
 

Der Jahresabschluss des Kommunalunternehmens der Schlossreha Rottenburg für das 
Geschäftsjahr 2018 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit gemäß § 27 der Verordnung 
für Kommunalunternehmen (KUV) veröffentlicht. 
Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung vom 19.09.2019 den vom Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverband geprüften und testierten Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 2018 festgestellt 
und wie folgt beschlossen: 
 

1. Der vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband geprüfte Jahresabschluss des 
Kommunalunternehmens Schlossreha Rottenburg  zum 31. Dezember 2018 wird gemäß § 27 
KUV festgestellt. 
 

2. Dem Vorstand wird Entlastung erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers: 
An das Kommunalunternehmen Schlossreha Rottenburg 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische 
Versorgung, Landshut, - bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.  Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht des Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische 
Versorgung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
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 entspricht  der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhaus-Buchführungsverordnung und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunternehmens zum 
31.12.2018 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2018 und 

 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
Art. 79 LKrO i.V. mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Kommunalunternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrates für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhausbuchführungsverordnung und 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Kommunalunternehmens zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunal-
unternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 79 LKrO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Kommunalunternehmens abzugeben. 

 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass das Kommunalunternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunternehmens 
vermittelt. 
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 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. 

 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
München, 02.08.2019 
Bayerischer Kommunaler 
Prüfungsverband 
Christian Baumann 
Wirtschaftsprüfer 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2018 des Kommunalunternehmens Schlossreha 
Rottenburg werden im Landratsamt Landshut, Zimmer-Nr. 125 vom 09.12.2019 bis einschließlich 
17.12.2019 während der allgemeinen Geschäftszeiten öffentlich zur Einsichtnahme ausgelegt. 
 
Landshut, den 28.11.2019 
Thomas Waitl 
Kaufm. Leiter 
 
(LAKUMED vom 28.11.2019) 
 
 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung der - Rottenburger Gruppe - 
Bericht über die Jahresabschlüsse und der Lageberichte 2017 und 2018 
 

Bekanntmachung 
der geprüften Jahresabschlüsse 2017 - 2018 

(gem. § 25 Abs. 4 EBV) 
 

Die Verbandsversammlung hat am 20.11.2019 nach erfolgter Prüfung durch den Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverband laut Bericht vom 17.09.2019 die Jahresabschlüsse für die 
Wirtschaftsjahre 2017 bis 2018 gemäß § 25 Abs. 3 EBV vom 29.05.1987, zuletzt geändert durch 
VO vom 26.03.2019, festgestellt. 
 

Jahr Bilanzsumme Jahresgewinn/-verlust 

2017 20.031.362,97 € + 315.301,36 € 

2018 20.775.432,43 € -  128.874,85 € 
 

Die Bestätigungsvermerke des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes für die Wirtschafts-
jahre 2017 und 2018 lauten: 
 

„Für den Jahresabschluss und den Lagebericht 2017 in der aus den Anlagen 1 und 2 ersichtlichen 
Fassung haben wir am 17.09.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den 
Rechtsvorschriften und der Verbandssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
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Bild von der Lage des Zweckverbandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie sind durch die 
Vorgaben des KAG geprägt und geben keinen Anlass zu Beanstandungen. 
 

München, 17.09.2019 
Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
Helmut Wiedemann 
Wirtschaftsprüfer 
 

Für den Jahresabschluss und den Lagebericht 2018 in der aus den Anlagen 1 und 2 ersichtlichen 
Fassung haben wir am 17.09.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den 
Rechtsvorschriften und der Verbandssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt jeweils ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbandes und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen. 
Ohne diese Beurteilung einzuschränken weisen wir darauf hin, dass die Ertragslage von den 
Vorgaben des KAG bestimmt ist. 
 

München, 17.09.2019 
Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
Helmut Wiedemann 
Wirtschaftsprüfer“ 
 

Die Jahresergebnisse 2017 und 2018 wurden gemäß Beschluss der Verbandsversammlung auf 
neue Rechnung vorgetragen. 
 

Die Jahresabschlüsse und Lageberichte liegen ab dem Tag der Bekanntmachung in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes zur Wasserversorgung – Rottenburger Gruppe -, Am 
Wasserwerk 1, 84056 Rottenburg a.d.Laaber während der allgemeinen Öffnungszeiten sieben 
Tage öffentlich aus. 
Pattendorf, den 25.11.2019 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
- Rottenburger Gruppe -  
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
Gez. 
Hans Weinzierl 
Erster Vorsitzender 
 
(Nr. 20-9640.2 vom 02.12.2019) 
 
 
 
Kaminkehrerwesen; 
Personelle Besetzung des Kehrbezirks Essenbach ab 01.12.2019 
 

Mit Wirkung zum 01. Dezember 2019 hat die Regierung von Niederbayern Herrn Jakob 
Wenninger, wohnhaft: Fasanenstraße 13, 84109 Wörth, zum neuen Bezirkskaminkehrermeister für 
den Kehrbezirk Essenbach“ bestellt. 
Herr Wenninger ist somit der Nachfolger von Herrn Beat Preißinger. 
 
Landshut, den 02.12.2019 
Landratsamt Landshut 
Hiergeist 
Verwaltungsrat 
 
(Nr. 30-0912.1 vom 02.12.2019) 
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Verordnung des Landratsamts Landshut über die Festsetzung des Überschwemmungs-
gebiets des Goldbachs (Ergoldsbacher Bach) auf den Gebieten des Markts Ergoldsbach 
und der Gemeinden Neufahrn i.NB und Hohenthann 
 

vom 04.12.2019 
 
Das Landratsamt Landshut erlässt aufgrund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) i.V.m. Art. 46 Abs. 3, Art 63 
Bayer. Wassergesetz vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch 
§ 5 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408), folgende 
 

Verordnung 

§ 1 

Allgemeines, Zweck 

(1) Auf den Gebieten des Markts Ergoldsbach und den Gemeinden Neufahrn i.NB und Hohen-
thann wird das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. Für dieses 
Gebiet werden die folgenden Regelungen erlassen. 

 
(2) Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hoch-

wassergefahr im betroffenen Bereich. Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von 
Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

 
§ 2 

Umfang des Überschwemmungsgebiets und Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

(1) Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlagen) veröffentlich-
ten Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 eingetragen. Für die genaue Grenzziehung sind 
die Detailkarten im Maßstab 1 : 2.500 maßgebend, die im Landratsamt Landshut und in den 
Räumen des Markts Ergoldsbach sowie er Gemeinden Neufahrn i.NB und Hohenthann 
niedergelegt sind; sie können dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die 
genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn 
die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näher liegenden Kante der 
gekennzeichneten Linie. Gänzlich im Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie 
solchen gleichgestellte Gebäude, die teilweise im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in 
den Detailkarten ebenfalls farblich hervorgehoben. 

 
(2) Veränderungen der Grenze oder der Bezeichnung der im Überschwemmungsgebiet gelege-

nen Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 
 
(3) An jedem öffentlichen Gebäude und an öffentlichen Anlagen ist die HW100-Linie als Anhalts-

punkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut sichtbar zu kennzeichnen. Auskunft über 
die Höhe der HW100-Linie (m ü.NN) erteilt das Wasserwirtschaftsamt Landshut. 

 
§ 3 

Schutzvorschriften, Verbote 

Im Überschwemmungsgebiet gelten die im Wasserhaushaltsgesetz (WHG), im Bayer. Wasser-
gesetz (BayWG) und in der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (Anlagenverordnung - AwSV) in der jeweiligen aktuellen Fassung festgelegten Verbote, 
Genehmigungsvorbehalte und Anforderungen. Dabei wird auf die Anforderungen an Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in § 50 AwSV für die Aufstellung, Errichtung und den 
Betrieb von Anlagen und die Anlagenprüfungen in § 46 AwSV durch einen Sachverständigen 
hingewiesen. 
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§ 4 

Bauleitplanung, Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen und sonstige Vorhaben 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete und die Errichtung oder Erweiterung baulicher 
Anlagen gilt § 78 Abs. 1 - 7 WHG. 

 
(2) Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 

2 WHG. 
§ 5 

Weitergehende Bestimmungen 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet und 
betrieben werden, wenn wassergefährdende Stoffe durch Hochwasser nicht abge-schwemmt 
oder freigesetzt werden und auch nicht auf andere Weise in ein Gewässer oder eine 
Abwasserbehandlungsanlage gelangen können. 

 
(2) Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten (§ 78c WHG). 
 
(3) Die Prüfpflichten für die genannten Anlagen ergeben sich aus Anlage 6 zu § 46 Abs. 3 der 

Anlagenverordnung (AwSV).  
 
(4) Heizölverbraucheranlagen, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich dieser Verordnung 

liegen und die nicht den Anforderungen von § 50 Abs. 1 AwSV entsprechen, sind bis 
spätestens 05.01.2023 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwasser-
sicher nachzurüsten. 

 
§ 6 

Antragstellung 

Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender 
Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayer. Bauordnung (BayBO) die 
zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. Vorlagepflichten nach der 
Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000 
(GVBl S. 156), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 (GVBl S. 727), bleiben 
unberührt. 
 

§ 7 

Befreiungen/Ausnahmen zu § 5 

(1) Das Landratsamt Landshut kann von den Verboten und Beschränkungen des § 5 eine 
Befreiung oder Ausnahme erteilen, wenn die gesetzlichen Bestimmungen vorliegen. 

 
(2) Die Ausnahmeerteilung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden, 

bedarf der Schriftform und ist widerruflich. 
 
(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landratsamt Landshut vom Grundstückseigentümer 

verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der All-
gemeinheit, insbesondere der Schutz vor Hochwassergefahren, erfordert. 

 
§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Landshut in Kraft. 
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Landshut, den 04.12.2019 
Landratsamt Landshut 
 
gez. 
Begemann 
ORRin 
 
(Nr. 23-6451.1-2-6342 vom 04.12.2019) 
 
 
 
 
 
 
Landshut, den 05.12.2019 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


